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1 Erscheinungstermin der nächsten Ausgabe
des Amtsblattes der Gemeinde Stemwede

Nr. 2 Redaktionsschluss 27.02.2015 Ausgabe 02.03.2015

2 Amtliche Bekanntmachung

über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Bürgermeisters
der Gemeinde Stemwede am 13. September 2015

Gemäß § 75b Abs. 1 Satz 1 der Kommunalwahlordnung - KWahlO - vom 31. August 1993 (GV. NRW.
S. 592, 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 03. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 730) - SGV.
NW. 1112 - fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen für das Amt des Bürgermeisters auf.

Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Gemeinde
Stemwede, Altes Amtshaus, Buchhofstraße 17, Zimmer 8, Stemwede-Levern, während der Dienst-
stunden kostenlos abgegeben werden.

Auf die Bestimmungen der §§ 15 und 17 sowie der §§ 46b und 46d Abs. 1 bis 3 des Kommunalwahl-
gesetzes - KWahlG - in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber.
S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 564), -
SGV. NRW. 1112 - und der §§ 25 und 26 sowie der §§ 75a und 75b KWahlO weise ich hin.
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Hinweis:Gemäß § 49 Absatz 1 KWahlG werden die Funktionsbezeichnungen in weiblicher oder männ-
licher Form geführt.

Insbesondere bitte ich zu beachten:

1. Allgemeines

1.1 Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. Wahlvorschläge können von politi-
schen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaftlich
organisierten Gruppen von Wahl-berechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberech-
tigten (Einzelbewerbern) eingereicht werden. Wer für das Amt des Bürgermeisters wählbar ist,
kann sich selbst vorschlagen. Parteien und Wählergruppen können auch gemeinsam einen Be-
werber vorschlagen.

1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt
werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt wor-
den ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wähler-
gruppe ihren Bewerber in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen.

Wird von Parteien und Wählergruppen eine Person als gemeinsamer Bewerber benannt, ist sie
entweder in einer gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Versammlungen der beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen kei-
nen anderen als den gemeinsamen Bewerber wählen und zur Wahl vorschlagen.

Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger), die in
Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar.

Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen sind in geheimer Wahl zu wäh-
len. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet
wahlberechtigt ist.

Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zu-
sammentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberech-
tigt ist.

Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den
Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen
Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig.

Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die Einberufung
und Beschluss-fähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren
für die Wahl des Bewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen.

Über die Wahl des Bewerbers ist eine Niederschrift mit Angaben über Ort und Zeit der Ver-
sammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberech-
tigten und Ergebnis der Abstimmung zu fertigen. Der Leiter der Versammlung und zwei von die-
sem bestimmte Teilnehmer haben dabei gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu versi-
chern, dass die Wahl des Bewerbers für das Amt des Bürger-meisters in geheimer Abstimmung
erfolgt ist.

1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlpe-
riode nicht ununterbrochen in der Vertretung der Gemeinde Stemwede, in der Vertretung des
zuständigen Kreises Min-den-Lübbecke, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus
Nordrhein-Westfalen im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen,
wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, ei-
ne schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte
Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes
bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht ha-
ben.
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2. Form und Inhalt

2.1 Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er
muss enthalten:
• Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-

schlag ein-reicht, bei gemeinsamen Wahlvorschlägen die Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nungen aller beteiligten Wahlvorschlagsträger; andere Wahlvorschläge können durch ein
Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden;

• Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift (Hauptwoh-
nung) sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers.
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten.

2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständi-
gen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame Wahlvorschläge
müssen von den jeweiligen für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten Wahlvor-
schlagsträger unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner des
Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein.

2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem
von mindestens 160 Wahlberechtigten der Gemeinde Stemwede persönlich und handschriftlich
unterzeichnet sein; dies gilt grundsätzlich auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. Die
Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis
der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen
eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der
Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.
Der Unterstützungsunterschriften bedarf es nicht, wenn der bisherige Bürgermeister vorge-
schlagen wird.

Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle
beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen
fallen.

2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 160 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die
Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist
folgendes zu beachten:
• Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforde-

rung sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den
Wahlvorschlag einreichen will, bei gemeinsamen Wahlvorschlägen sämtliche beteiligten Par-
teien oder Wählergruppen, bei Einzelbewerbern das Kennwort, sowie Familienname, die
Vornamen und Wohnort des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Der Wahlleiter hat
diese Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken.

• Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt
persönlich und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familiennamen, Vornamen,
Tag der Geburt und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der
Unterzeichnung sollen vom Unter-zeichner persönlich und handschriftlich ausgefüllt werden.

• Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung seiner
Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er im Wahlgebiet
wahlberechtigt ist.

• Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen
ungültig.
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zulässig, wenn dieser in
der Gemeinde Stemwede wahlberechtigt ist.

2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:

• Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO;
die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur
KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der Bewerber zu versichern, dass er für keine ande-
re gleichzeitig stattfindende Wahl zum Bürgermeister oder Landrat kandidiert. Die ordnungs-
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gemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraus-
setzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags.

• Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die Be-
scheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur
KWahlO abgegeben werden.

• Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift
über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers (Anlage
9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Ei-
des statt über die geheime Abstimmung (Anlage 10c zur KWahlO). Die Beibringung einer
Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt bis zum Ablauf der
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags.

Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters der Gemeinde Stemwede sind spätestens bis
zum 27. Juli 2015, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist), beim Wahlleiter der Gemeinde Stemwede, Altes
Amtshaus, Zimmer 8, Buchhofstraße 13, 32351 Stemwede-Levern einzureichen.

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit
etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden kön-
nen.

Stemwede, den 27. Januar 2015

Der Wahlleiter
gez. Rybak

3 Amtliche Bekanntmachung

Bekanntmachung der Mitglieder des Wahlausschusses der Gemeinde Stemwede

Der Rat der Gemeinde Stemwede hat in seiner Sitzung am 27.08.2014 über die Besetzung des Wahl-
ausschusses beschlossen.

Nach § 6 Absatz 1 der Kommunalwahlordnung (KWahlO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31.08.1993 (GV. NRW. S. 592, ber. S. 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 03.12.2013 (GV.
NRW. S. 760) – SGV. NRW. 1112 – wird öffentlich bekannt gemacht, dass dem Wahlausschuss fol-
gende Mitglieder und ihre Stellvertreter angehören:

Mitglieder 1. persönlicher Vertreter 2. persönlicher Vertreter
Ausschussvorsitzender Bürgermeister
Gerd Rybak (Wahlleiter)

stellv. Ausschussvorsitzender
Werner Bahnemann (stellv. Wahlleiter)

Ratsfrau Monika Lösche (CDU) sachk. Bürger Carsten Felber (CDU)
Ratsherr Dietmar Meier (CDU) sachk. Bürger Patrick Meier (CDU)
Ratsherr Stephan Leonhardt (CDU) sachk. Bürger Chris Büscher (CDU)
Ratsherr Reinhard Hemann (CDU) Ratsfrau Brigitte Höger-Allhorn (CDU)
Ratsherr Wilhelm Riesmeier (SPD) Ratsherr Reinhard Lammert (SPD) Ratsherr Jürgen Gläscher (SPD)
Ratsherr Paul Lahrmann (SPD) Ratsfrau Ilona Meier (SPD) Ratsherr Kurt Gläscher (SPD)
sachk. Bürger Gerhard Nottbeck
(B90 / Grüne)

sachk. Bürgerin Emma Hoyer
(B90 / Grüne)

Ratsherr Sebastian Allhorn
(B90 / Grüne)

Ratsherr Marco Quebe (FDP) Ratsherr Friedrich Lange (FDP) sachk. Bürger Lars Bunge (FDP)
sachk. Bürger Martin Holtkamp (FWG) sachk. Bürger Michael Schwettmann (FWG) Ratsherr Jürgen Lückermann (FWG)

Stemwede, den 30.01.2015

Gemeinde Stemwede
Der Wahlleiter
gez. Rybak
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4 Amtliche Bekanntmachung

Satzung über die Festsetzung der Steuersätze
für die Grund- und Gewerbesteuer in der Gemeinde Stemwede

vom 28.01.2015
(Hebesatzsatzung)

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965) in der derzeit gültigen
Fassung, des § 16 des Gewerbesteuergesetzes vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167) in der derzeit gülti-
gen Fassung sowie des § 1 des Gesetzes über die Zuständigkeit für die Festsetzung und Erhebung
der Realsteuern vom 03.12.1981 (GVBI. I S. 413) i. V. m. § 7 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666) in der
derzeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Stemwede am 27.01.2015 die nachstehende Sat-
zung beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbesteuer werden für das Gebiet der Gemeinde
Stemwede ab dem Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 213 v. H.

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 423 v. H.

2. Gewerbesteuer 415 v. H.

§ 2

Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und
daher die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 28.01.2015 Gemeinde Stemwede
(Datum der Ausfertigung) Der Bürgermeister

gez. Rybak
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5 Amtliche Bekanntmachung

Aufstellung der Außenbereichssatzung „Ehemalige Molkerei Haldem“

Die Gemeinde Stemwede beabsichtigt, gemäß § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) die Au-
ßenbereichssatzung „Ehemalige Molkerei Haldem“ aufzustellen. Durch die Satzung wird bestimmt,
dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 2 BauGB nicht entgegen gehalten
werden kann, dass sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan der Gemeinde Stemwede als Flä-
che für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung einer
Splittersiedlung befürchten lassen. Außerdem wird die Satzung auch auf Vorhaben erstreckt, die klei-
neren Handwerks- und Gewerbebetrieben dienen.

In den Satzungsentwurf sind gleichzeitig Gestaltungsvorschriften gemäß § 86 der Bauordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) aufgenommen worden.

Der Satzungsbereich liegt zwischen den Ortslagen von Haldem und Dielingen an der Haldemer Stra-
ße (L 766 bzw. K 76) und am Wichhausen Weg. Die Abgrenzung des Satzungsbereiches ergibt sich
aus dem nachstehend abgedruckten Planauszug.

Die Absicht der Gemeinde wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. In der Zeit vom 03.02.2015. bis
02.03.2015 wird der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit gegeben, zum Entwurf der Satzung Stel-
lung zu nehmen. In diesem Zeitraum besteht auch die Gelegenheit, den Satzungsentwurf bei der Ge-
meinde Stemwede, Verwaltungsstelle Levern, Fachbereich Bau und Planung, Buchhofstr. 13, 32351
Stemwede-Levern, während der Dienststunden einzusehen. Auf Wunsch erteilen die Mitarbeiter des
Fachbereiches Auskunft über den Satzungsentwurf.

Stemwede, den 28.01.2015

Rybak
Bürgermeister
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den Verwaltungsstellen der Gemeinde Stemwede in Stemwede-Levern, Buchhofstraße 13 und 17. Außerdem
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abgerufen werden.

Für den laufenden Bezug per Postübersendung werden jährlich die entstandenen Portokosten erhoben. Bestel-
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